
ÄktenzeiChen:

&.Bil..22.41.63.

am 2

Regierungssekretär
als

Verkündet

5° April 1963

Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e 5—

In Sachen

der Landesversicherungsanstalt Westfalen in_Münster,
Bispinghof 3, vertreten durch den Vorsitzenden der
Geschäftsführung,

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

___-„ . . . ... .- -__

Klägerin und Revisionsbeklagte,

—Prozeßbevollmächtigteg‚

hat der 4. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 250 April_1963, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° B r o c k h o f f
=

_
als Vorsitzender,

_
Bundesrichter Dr° S c_h w a n k h a r t und

Bundesrichter
. ‘

Dr, S c h u b e r t

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter R° B l u.m und

Bundessozialrichter Dr. E n'g
e l s

3
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
300 Januar 1962 mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent— '

scheidung an das Landessozialgericht zurückverv-'
wieseno '
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2_e_1_hfe_e;ige„_d-
Die im Jahre 1907geboreneKlägerin war'von 1927bis 1943
mit Unterbrechungen als HauSgehilfin versicherungspflich—

tigbeschäftigt° Außerdem hat sie in dieser Zeit frei—
willige Beiträge zur Invalidenversicherung entrichteto

1949 nahm sie ihre Versicherung wieder aufo Ihre Quittungs—

karten Nr° 9 bis 11 enthalten zunächst jeweils 26 recht—

zeitig entrichtete Beiträge der Klasse II für die Jahre_

1949 bis 1955„ Dazu sind in der am 90 Juli 1954 ausge—
stellten und am 250 September 1957

aufgerechneten
Quit—

tungskarte Nro 11 weitere 26 Beitragsmarken mit dem
Jahresaufdruck 56 für 1954 entwertet, so daß für dieses

Jahr insgesamt 52 BeitragSmarken vorliegen, ferner 19

Beitragsmarken zu 1,10 DM mit dem Aufdruck 57 für 1955

In der am 25 September 1957 ausgestellten Quittungskarte

Nr° 12 befinden sich schließliCh ? Beitragsmarken der

Klasse II mit dem Aufdruck 57, entwertet für das Jahr 19555

und weitere 52 Marken der gleichen Art, entwertet für 1956,

endlich 20 Beitragsmarken der Klasse A zu je 14‚—— DM

mit der Jahreszahl 59, von denen jeweils 9 für die Jahre

1957 und 1958 und 2 für das Jahr 1959 entwertet sinde

Auf Grund ihres_Rentenantrags Vom 190 März 1959 bezieht

die Klägerin Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in Höhe von
20160nmmonatlichseit dem1° März19590Dabeiist ihre-
Rente nach neuem ReCht berechnet worden° Die Beklagte

Ihat die Berechnung der Rente nach den günstigeren Vor—

schriften des alten Rechts abgelehnt; sie hat die in der

Quittungskarte Nro-12 enthaltenen 20 Beitragsmarken zu

je 14,—— DM mit der Jahreszahl 59 beanstandet‚ weil_sie
nach Eintritt des Versicherungsfalles geleistet seieno

: Die Klägerin sei seit dem 140 Januar 1958 erwerbsunfähig°

Damit fehle es an den in Art 2 % 42 Satz 2 des Arbeiter-
rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) vom

23 Februar 1957 vorgeschriebenen 9 Monatsbeiträgen für

das Jahr 1957 ' '

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...}—

Gegen den Bewilligungsbescheid vom 130 Dezember 1959

hat die Klägerin wegen der Höhe der Rente Klage er—

hobeno Im Berufungsverfahren ist die Beklagte vom
Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen am 300
Januar 1962 verurteilt werden, die Rente nach Art„

2 $ 42 ArVNG zu berechnen° Zur Begründung hat das LSG
ausgeführt, die Klägerin sei rentenberechtigt, da

sie erwerbsunfähig sei und die gesetzliche Wartezeit

erfüllt habe (insgesamt liegen, ohne die beanstande—

ten Monatsbeiträge, 691 Wochenbeiträge vor)° Sie habe

auch auf Grund des Arto 2 % 42 ArVNG An8pruch auf Be—
‘rechnung ihrer Rente nach den für sie günstigeren Vor—

schriften des alten Rechts zuzüglich des Sonderzu—

schusses des Arte 2 @ 36 ArVNG° Zunächst sei die An—

wartschaft aus den bis zum 51° Dezember 1956 tatsäch—

lich entrichteten Wochenbeiträgen, wie es in Art° 2-

5 42 Satz 2 Halbsatz 1 ArVNG—verlangt werde, nach den
bis dahin geltenden Vorschriften erhalten geweseno

Die 52 für das Jahr 1954 entwerteten Beitragsmarken

der Klasse II mit dem Aufdruck 55 und 56 seien näm—
lich entgegen dem eingetragenen Entwertungsdatum, dem

keine ausschlaggebende Bedeutung zukomme, nach dem
mutmaßlichen Willen der Klägerin nicht ausschließlich

für das Jahr 1954 zu verrechnen, sondern je zur

Hälfte für die Jahre 1954 und 1956, da anderenfalls
nach % 1264 RVO aF die Anwartschaft aus den bishe—

rigen Beiträgen zum Ende des Jahres 1956 erloschen

wäre und die Klägerin keinen Versioherungssehutz mehr

genossen hätteo

Aber auch die weitere Voraussetzung für die Berechnung

der Rente nach dem günstigeren alten Recht, nämlich
die Entrichtung von mindestens 9 Monatsbeiträgen der

Klasse A für das Jahr 1957 (ArVNG Art° 2 @42 Satz 2
letzter.Hälbsatz) sei erfüllt° Die Klägerin habe diese
Beiträge innerhalb der Beitragsnachentrichtungsfri3t

des @1418 avo im—Jahre 1959 entrichteto Diese Bei—
träge könnten trotz der Vorschrift des @ 1419 Abs° 1
RVO noch für 1957 angerechnet werden, obwohl sie erst

_4_._
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nach Eintritt des Versicherungsfalls der Erwerbsunfähig—
heit-geleistet seien° Die Klägerin habe sieh nämlich im

Jahre 1957 zur Entrichtung dieser Beiträge bereit erklärt
lund die erforderlichen Beiträge auch in angemessener

Fr13t nachentrichtet ( 5 1419 Abs, 2 EVO)° Die Bereit—
erklärung liege in der Entrichtung von 52 Beitragsmarken
der Klasse II zu 1,10 DM mit dem Jahresaufdruck 57 für

.die Jahre 1955 und 1956 in den Quittungskarten Nr, 11
und 120 äwar hätten für die Weiterversicherung seit dem

1. Januar 1957 grundsätzlich nicht mehr die alten Bei—

tragsmarken_der Klasse II verwendet werden dürfen, viel—

mehr hätten neue Monats—Beitragsmarken benutzt werden

müssen, Die Verwendung der alten Beitragsmarken nach dem

1„ Januar 1957 sei jedoch nicht schlechthin unzulässig

gewesen, vielmehr hätten sie für die Zeiten vor dem 10
Januar 1957 noch verwendet werden dürfen° Unter diesen

Umständen müsse in der Entrichtung der für_die Aufrecht—
erhältung der Anwartschaft im Sinne des letzten Halb—

_
satzes des'Art° 2 @ 42 Satz 2 ArVNG allerdings unzulässigen
Beitragsmarken der Klasse II eine Erklärung der Klägerin "

gesehen werden, daß sie bereit sei, die erforderlichen
Beiträge für 1957 noch nachzubringen, weil dies allein

ihrem mutmaßlichen Willen entsPrcche‚ die entrichteten

Marken so vorteilhaft zu verwenden wie nur möglichQ_Da—

hingehende Grundsätze seien bereits unter der Herrschaft
des alten Rechts entwickelt werden, um den Versicherten

unter Beruck81chtigung seines mutmaßlichen Willens, daß

seine Beiträge in erster Linie zur
Aufrechterhaltung

seiner Anwartschaft dienen sollen, vor Naehteilen zu
schützen° Da aber Art 2 5 42 Satz 2 letzter Halbsatz

ebenfalls eine Art Anwartschaftsregelung enthalte, er—

scheine es angemessen, auf die genannten, im alten Recht
mit Rücksicht auf das Institut der Anwartschaftserhaltung

entwickelten Grundsätze zurückzugreifen und sie ent—

Sprechend anzuwenden° Dies führe dazu, die Verwendung

der Beiträge der Klasse II im Jahre 1957 als Bereiter—
klärung im Sinne des © 1419 Abs, 2 RVO'anzuseheno

...5...
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"Eine solche Rechtsanwendung stehe überdies im Einklang

mit anderen zum alten Recht entwickelten Rechtsgedanken°
Früher hätten im Falle einer Weiterversicherung Beiträge

in.der dem Einkommen des Versicherten entsprechenden

Lohnklasse, mindestens aber in der Lohnklasse II ent—

richtet werden müssen. Hierzu sei stets anerkannt gewesen,

daß danach zu niedrige Beiträge nicht schlechthin unwirk-
sam gewesen seien, sondern daß sie hätten berichtigt werden

können, und zwar auch noch nach Eintritt des Versicherungs—
1?8‚1180

o(‘

Die für das Jahr 1957 erforderlichen 9 Monatsbeitrage habe

die Klägerin somit durch die im Jahre 1959 erfolgte Ver—
wendung von 9 Monatsbeiträgen der Klasse A in Verbindung mit

der früheren Beitragserklärung rechtswirk3am und in ange—

mes sener EriSt nachentrichtet

Falls der Versicherungsfall im Jahre 1958 eingetreten sei,

habe deshalb die Klägerin alle Voraussetzungen für die Be—

'rechnung ihrer Rente nach altem Recht erfüllt° Sofern aber
der Versicherungsfall bereits im Jahre 1957 eingetreten sein

sollte, wofür verschiedene Anhaltspunkte sprächen, hätte

'sie die Voraussetzungen für die Vergleichsbérechnung ohne—

hin schon durch die Entrichtung der vor dem1 Januar 1957
geleisteten Beiträge erfüllte Etwas anderes könnte allen—„

falls dann gelten, wenn die Erwerbsunfähigkeit erst im Jahre

1959 vor der Entrichtung der 20 MOnatsbeiträge der Klasse A
eingetreten wäre, weil alsdann für das Jahr 1958 9 wirk—

same
Mönatsbeiträge fehlten° In Übereinstimmung mit der

Beklagten sei jedoch davon auSgegangen, daß die Klägerin

schon seit Anfäng 1958 erwerbsunfähig sei, Die bei ihr vor—
handenen Leiden (uoao Herzmuskelschwäche, Lungen—Emphysem,

Adipositas) entwickelten sich nur über längere Zeit hin,
Es müsse daher davon ausgegangen werden, daß die Klägerin

mindestens schon seit 1958 erwerbsunfähig sei° Wenn sie aber

bereits 1957 oder sogar schon 1956 erWerbsunfähig bezwo

invalide gewesen sei, hätte ihr erst recht eine Rente nach

altem Recht zugestandeno Somit sei eine weitere Aufklärung

.des Sachverhalts durch Einholung eines ärztlichen Gutach—
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tens zur genaueren Bestimmung des Eintritts der entSchei—

denden Erwerbsminderung nicht mehr notwendig gewesen, Der

Klägerin stehe auf jeden Fall die nach altem Recht zu be—_

rechnende Rente zu, so daß das Rechtsmittel der Beklagten
gegen

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 30° Mai

‘ 1961 mit der Maßgabe hätte zurückgewiesen werden müssen,

daß sie zu verurteilen war, die Rente nach Art, 2 5 42
ArVNG zu berechnen,-

.
'- '

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision zugelassen° Die

Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt° Sie rügt un—_

richtige_Anwendung der @@1419, 1420 RVG nF sowie des Art,
"I

2 9 42 ArVNG und beantragt,

.das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 30, Januar 1962

abzuändern und die Klage gegen ihren

Bescheid vom 23° Dezember 1959 abzuweisen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen, "

da das angefochtene Urteil richtig seio

53339.113391:1n5555311931
Die form— und fristgerecht eingelegte Revision ist nach

@ 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesotzes (SGG) statt—

haft° Sie ist auch im wesentlichen begründet° Mit Recht
rügt die Revision, daß es nicht zulässig war, wie es das

LSG getan hat, in der Verwendung von WochenbeitragSmarken

der Klasse II mit dem Jahre3aufdruck 57 in den Quittungs—

karten Nr, 11 und_12 für das Jahr 1956 eine Bereiter—

klärung zur_Entrichtung von 9 Monatsbeiträgen für das

Jahr 1957 zu sehen,
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Die Bereiterklärung ist eine empfangsbedürftige Willens-
erklärung (BSG 10, 264, 267; 15, 267, 270), die insbeson—

dere, um RechtSwirkungen zu zeitigen, rechtzeitig abge—

geben und dem Versicherungsträger zügegangen sein muß, Die

Verwendung von 52 Beitragsmarken der Klasse II mit dem Auf—

druck 57 für das Jahr 1956 in der_Quittungskarte Nr, 12

war aber zunächst lediglich ein interner Vorgang, der vor—

erst nicht Zur Kenntnis der Beklagten kam; Dies geschah

erst im Jahre 1959, als die Klägerin ihren Rentenantrag

stellte und dazu ihre bisherigen Aufrechnungsbescheinigun-

gen sowie die Quittungskartc Nr, 12 verlegte° Mithin kam

überhaupt erst jetzt die Abgabe einer Bereiterklärung in
Betracht° Damals war jedoch nach den Feststellungen des

LSG auf jeden Fall bereits der Versicherungsfall eingetre_

ten° Da indes die Bereiterklärung insoweit nicht anders

behandelt werden_kann als die Beitragsentrichtung‚ war im

Jahre 1959 eine wirksame Bereiterklärung zur Entrichtung

von Beiträgen für das Jahr 1957 durch Überreichen der

Quittungskarte Nr, 12 ohnehin nicht mehr möglich, da nun—
mehr nach @ 1419 Abs„ 1 EVO selbst eine Beitragsentriehé

tung nicht mehr möglich gewesen wäre, weil bereits Er-
werbsunfähigkeit bestand° Damit kann hier dahingestellt

bleiben, ob in der geschilderten Verwendung jener 52 Bei—

tragsnarken in der Quittungskarte Nr. 12 überhaupt an sich

eine Bereiterklärung liegen konnte,

Aber auch in der Abgabe der Quittungskarte Nr° 11 am 25°

September 1957 zur Aufrechnung und Weiterleitung dieser
Quittungskarte an die Beklagte in Verbindung mit den darin

enthaltenen 19 Beitragsmarken zu 1,10 DM mit dem Aufdruck

“57 für das Jahr 1955 durfte keine rechtzeitige Bereiter—

klärung im Sinne des ä‘1419 Abs, 2 EVO gesehen werden°
Denn aus einer etwaigen Bereiterklärung als einer empfangs—

bedürftigen Willenserklärung von erheblicher Bedeutung muß
für den Empfänger

u„a° klar ersichtlich sein, für wen Bei—

träge entrichtet werden sollen und für welchen Zeitraum°

Die Quittungskarte Nr° 11 enthielt aber nur 19 Beitrags—

marken der Klasse II mit dem Aufdruck 57, die ausdrücklich
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für 1955 bestimmt wareno Dahin lautete auch die erteilte

Aufrechnungsbescheinigung° Unter diesen Umständen war

für die Beklagte nicht zu erkennen, daß mit der Ver—
wendung dieser 19 Wochenbeitragsmarken im Gesamtwerte

von insgesamt 20,90 DM eine Bereiterklärung zur Ent—

richtung von 9 Monatsbeiträgcn zu je 14‚—— DM für das Jahr

1957, also zur Zahlung von insgesamt 126,——DM zum Aus—
druck gebracht werden sollte, zumal diese alten Beitrags—

marken, falls sie noch vor-der Verkündung des ArVNG ge—

leistet worden sein sollten, allenfalls noch für die

Zeit bis zum 28° Februar 1957 hätten verwendet werden
dürfen (JantZ/Zweng @1387EVOAnnoAbs° 2; Verbkomm°
@1387 EVOAnmo 1)° Damit entfällt auch insoweit die Mög—
lichkeit, in der Verwendung von Beitragsmärken zu 1,10 DM

“in der Quittungskarte Nr? 11 eine Bereiterklärung
zur Ent—

richtung von 9 Monatsbeiträgen für das Jahr 1957 zu seheno

Eine_Verschiebung oder anderweitige Verrechnung Jener
insgesamt 78 Wochenbeiträgc mit dem Aufdruck 57 aber würde

der Klägerin auch nicht helfen können,_da Jedenfalls vom

1° März 1957 an nur noch neue Beitragsmarken verwendet '

werden durften, und außerdem es stets daran fehlen wurde,

daß Beiträgemarken in der notwendigen Höhe entrichtet

sind° '

Dabei_kann auch nicht, wie das LSG meint,_auf die von ihm
angeführteifrühere Rechtslage zur Möglichkeit eines Be—
1iiügiu1gsverfahrens bei Verwendung zu niedriger Beiträge

in der freiwilligen Weiterversicherung zurückgegriffen

werdeno Zwar waren danach die zum Zwecke freiwilliger

Versicherung in einer zu niedrigen Lohnklasse entrichte—
ten Beiträge nicht völlig unWirksam‚ sie konnten vielmehr

nachträglich mit der Folge voller Rechtswirksamkeit be—
richtigt werden° Denn schon durch die Verwendung von ;
irgendwelchen, auch zu

niedrigen freiwilligen Beiträgen

wurde das Band der freiwilligen Versicherung geschaffeno

Es bestand auch keine Frist für eine derartige Berichtigung,

da Fristen_nur für die Entrichtung von Pflicht— und frei—
willigen Beitragen vorgesehen waren, nicht aber für die
Ergänzung zu niedriger Beiträgeo Die Ergänzung der Bei—
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träge bis zur Höhe.der gesetzlichen Lohnklasse konnte so—

mit an sich Jeder2eit nachgebracht werden, und
zwar selbst

nach Eintritt—des Versicherungsfalls (GE Nr° 3097 u°
3098, AN 1927, 462 u° 463), Gleichwohl war eine Berichti—

gung unzureichender freiwilliger Beiträge nicht uneinge—

schränkt und zu Jeder Späteren Zeit möglich, Anderenfalls

wäre der mit den früheren Vorschriften über das Erforder—

nis einer laufendcn und ausreichenden Beitragsleistung

beabsichtigte Zweck einer Beschränkung des Versicherungs—

wagnisses für den Versicherungsträger so gut wie vereitelt

werden, Die freiwillig Versicherten hätten sich sonst in

der niedrigsten Lohnklasse versichern können, und erst und

nur dann, wenn der Versicherungsfall in die Nähe gerückt

oder gar schon eingetreten war, hätten sie sich — unter

Umständen erst nach vielen Jahren — in der gesetzmäßigen
höhereh Lohnklasse nachzuversichern brauchen° Somit würde

der Versicherungsträger die gesetzmäßigen Beiträge, und

selbst diese mit Zinsverlust, u„U° bloß von denjenigen

Versicherten erhalten, denen er Leistungen zu gewähren

hat, Das versicherungsrechtliche Wagnis wäre dadurch aber

für den Versicherungsträger einseitig nachteilig gestal—

tet werden, Wenngleich eine Verschiebung des Wagnisses

in gewissen Fallen aus im Gesetz liegenden Billigkeits—

gründen zugunsten gutgläubiger Versicherter in gewissem

Umfangs zugelassen ist, so findet doch eine solche Rück—

sichtnahme dort ihre Grenzen, wo das Verhalten der Ver—
sicherten sich in einem bewußten Gegensatz zum Gesetz

stellt, oder wo sonst die Zulassung einer solchen Möglich—

keit zu einem klaren Widerspruch mit früherem, eindeutigen

Verhalten des Versicherten führen würde (vglo GE Nr, 3399,

AN 1929, 169)° Die Klägerin aber hat ihre Beitragsmarken

zu 1,10 DMwöchentlich ausdrücklich für die Zeit vor dem
1, Januar 1957 bestimmt, und zwar ersichtlich zu dem Zweck,

um mit diesen gegenüber dem neuen Recht erheblich billi—

geren Beitragsmarken (genügte doch danach für eine Ver—
sicherungszéit von einem Monat die Aufbringung von 4,40 DM,

während die Klägerin nach neuemRecht für jeden Monat
14‚—— DM hätte entrichten müssen) noch möglichst viel.von

' “der'an der Erfüllung.der Wartezeit für das Altersruhegeld
fehlenden Versicherungszeit zu decken, Unter diesen Um—
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ständen können die für die Zeit vor dem 10 Januar 1957
verwendeten Beitragsmarken der Klasse II mit dem Aufdruck

57 schon nicht in solche umgedeutet werden, die für die

Zeit nach dem 1, Januar 1957 bestimmt sein sollten, Da—

rüber hinaus würde aber selbst im Falle einer Umdeutung
keine Veranlassung bestehen, hier noch eine nachträgliche

Berichtigung zuzulassen und der Klägerin noch die Mög—

lichkeit einzuräumen, den Differenzbetrag nachzubringen,
zumal die alten Beiträge, Jedenfalls für die Zeit vom

“10 März 1957 an, überhaupt nicht mehr verwendet werden

durften, Denn mit Rücksicht hierauf waren Beiträge nicht

nur in unzureichender Höhe, sondern darüber hinaus in

nicht genügender Zahl entrichtet,

Das angefochtene Urteil konnte daher aus den genannten

Gründen nicht aufrecht erhalten werden, da es durchgreifen—

den rechtlichen Bedenken unterliegt, Gleichwohl war damit

entgegen dem.Antrag der Beklagten eine abschließende Ent—

scheidung'durch den Senat noch nicht möglich° Das LSG

hat nicht eindeutig geklärt, wann der Versicherungsfall

eingetreten ist, Hiervon hängt aber nicht nur maßgeblich

ab, ob die Rente der Klägerin überhaupt noch gemäß Art,

2 @42 ArVNG nach altem Recht zu berechnen ist oder nicht,
sondern auch, ob und inwieweit sich die späteren Renten—

anpassungsgesetze auf sie auswirkeno'Schon aus dem zu—
letzt genannten Grunde durfte diese Frage nicht unent—

schieden gelassen werden,

Wäre die Klägerin tatsächlich erst Anfang 1958 durch eine
plötzliche Verschlimmerung ihres Gesundheitszustandes über—
raschend und unvorherge$eheh erwerbeuhfähig geworden, ohne

vorher berufsunfähig gewesen zu sein, hätte sie zunächst
keinen AnSpruch auf Berechnung ihrer Rente nach altem

Recht unter Hinzurechnung des Sonderzuschusses des Art,—

2 9 36 ArVNGO Es würde alsdann an den nach Art° 2 © 42

Satz 2 ArVNG erforderlichen Mindestbeiträgen für neun
Monate für das Jahr 1957-fehleno Bei einer Bewertung
dieses Ergebnisses ist aber zu beachten, daß die Klägerin }
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alsdann diesen Ausgang ihres Rentenverfahrens in erster

Linie sich selbst zuzuschreiben hätte° Nach @ 1264 Abs, 1

EVO aF mußten zur Erhaltung der Anwartschaft für jedes

Kalenderjahr mindestens 26 Wochenbeiträge entrichtet wer“
den; anderenfalls erlOsch die Anwartschaft aus den für_

die Zeit bis zum Beginn des laufenden Kalenderjahres ent—

richteten Beiträgen; mit den Späteren Beiträgen begann

alsdann die Versicherung von neuem° Eine entsprechende
Bestimmung stellt Art° 2 942 Satz 2 Halbsatz 2 ArVNG

dar, wie das LSG an sich autreffend ausgeführt hat, wenn er

die Zulässigkeit der Vergléichsberechnung davon abhängig

macht, daß vom 1, Januar 1957 an für jedes Jahr vor dem

' Kalenderjahr des Versicherungsfalls für mindestens neun

Monate Beiträge entrichtet sind (vg1° BSG11, 254, 256;
15, 271, 279)° Nach beiden Bestimmungen bedeutet es damit

stets die Eingehung eines Risikos, wenn jemand im Ver—

trauen auf die Nachentrichtungsfristen des 9 1442 Abs, 1
EVO aF und des © 1418 Abs° 1 EVO nF es unterließ, für
das laufende Kalenderjahr die zur Aufrechterhaltung der

Anwartschaft erforderlichen Beiträge zu leisten° Trat

nämlich in der Folgezeit vor der Nachentrichtung der Ver—
sicherungsfall

ein, so war eine Eschen trichtung nicht

mehr möglich (© 1443 eve er, 1419 EVO nF) Der Versicherte
verlor als dann nach altem Recht alle Ansprüche aus der

bishe11gen Ve1sicherungo Im Falle des Art, 2 @42 ArVNG
bekommt er immerhin, nachdem das neue Recht die bisheri—

gen Vorschriften über die Notwendigkeit der Erhaltung
der Anwarts chaft aufgehoben hat, wenigstens überhaupt

_
eine Rente, er hat aber den AnSpruch auf die Vergleichs—_
berechnung verloren. Diese Ergebnisse hat der Versicher—

te somit selbst zu vertreten; Es kann nicht Aufgabe der

Bechteprechung sein, in solchen Fällen entgegen der ge—

setzlichen Regelung durch Entwicklung angeblich neuer

Rechtseedanken dem Versicherten doch noch zu einem Renten—b
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an3pruch oder zu einem AnSpruch auf Rente in der bis—

herigen Höhe zu verhelfen, der ihm nach dem eindeutigen

Wortlaut des Gesetzes nicht zustehto

Im übrigen wäre die Rechtslage selbst dann noch unter—

schiedlich, falls, was das LSG ausdrücklich für möglich

gehalten hat, der Versicherungsfall der Erwerbsunfähig—

keit, der Berufsunfähigkeit oder sogar der "Invalidität"

schon vor dem Jahre 1958 eingetreten sein sollte° Hätte

insbesondere Berufsunfähigkeit schon im Jahre 1956 be—

standen (Art„ 2 5 6 ArVNG), wäre ohnehin die Rente noch

nach_altem Recht zu berechnen und umzustellen (Art° 2 5

56 ArVNG), wenn auch unter Beachtung des 5 1290 RVO nF

erst vom 10 März 1959 an zu zahlen, Falls dagegen die

Klägerin 1957 berufs— und erwerbsunfähig geworden sein

sollte, kommt es, wie das LSG richtig erkannt hat, uoa°

für—die Zulässigkeit der Vergleichsberechnung darauf an,

ob die Anwartschaft aus den vor dem 1, Januar 1957 tatsäch—

lich entrichteten Beiträgen (BSG 10, 159; 15, 271) zu
diesem Zeitpunkt erhalten war (ArVNG Art, 2 @ 42 Satz 2

Halbsatz 1), Denn die Klägerin hatte keine Beitrags—
marken der Klasse II für das Jahr 1956 entwertet° Das

LSG will insoweit die im Jahre 1956 für das Jahr 1954!

entwerteten 26 Wochenbeitragsmarken mit dem Aufdruck 56

auf das Jahr 1956 anrechneno Die Zulässigkeit einer

solchen Verrechnungder Beiträge hat die Beklagte im
Revisionsverfahren nicht mehr bezweifelto

Nachalledem mußtedie Sachenach @170Abs, 2 SGGzur _erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

verwieeen werden, da der Senat die noch erforderlichen

tatsächlichen Ermittlungen nicht selbst vornehmen und
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und die danach erforderlichen Feststellungen nicht selbst

treffen kann. Bei der erneuten Entscheidung wird das LSG
alsdann auch noch über die Kosten des Revisionsverfahrens

zu befinden haben.
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